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Intentionen der  
Privilegierungstatbestände 
des §  35 Abs.  1 BauGB
– Thesen – 

Dadurch können städtebauliche Ziele oder Belange Berück-
sichtigung finden, über die in § 35 Abs. 3 BauGB geregelten 
öffentlichen Belange oder Fachgesetze hinaus, z. B. die Ab-
stimmung der Vorhaben mit der Siedlungsentwicklung der 
Gemeinden und mit dem öffentlichen Straßennetz, die Be-
rücksichtigung der Bedeutung nicht bebauter Bereiche für 
die städtebauliche Entwicklung und den Tourismus, die Be-
achtung des vorsorgenden Umwelt- und Naturschutzes. 

>> Die im Laufe der Jahre erfolgte Ausweitung der Privile-
gierungstatbestände hat zu einer vielfältigen baulichen 
Inanspruchnahme des Außenbereichs geführt. Das Bun-
desverwaltungsgericht1 spricht davon, dass sich die Zu-
lassung von Vorhaben im Außenbereich zu einem „Mas-
senphänomen“ entwickelt hat.

Vorhaben im Bereich der Landwirtschaft 

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Bei diesem seit 1960 unverändert geltenden Privilegie-
rungstatbestand geht es um die planungsrechtliche Absi-
cherung von Vorhaben im Außenbereich, die land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben dienen. Dabei ist schon im-
mer folgendes zu beachten: 

>> Das Vorhaben dient einem landwirtschaftlichen Betrieb.

>> Betrieb und Vorhaben haben einen funktionalen Bezug 
zur Bodennutzung im Außenbereich, als wesentliche 
Rechtfertigung der gesetzlichen Privilegierung.

>> Das Vorhaben wird durch die Zuordnung zum konkreten 
Betrieb auch äußerlich erkennbar geprägt.

>> Es gilt das Gebot größtmöglicher Schonung des Außen-
bereichs.

 
Der Strukturwandel in der Landwirtschaft ist gekennzeich-
net durch einen Rückgang der Zahl der landwirtschaftli-

1	 BVerwG Urt. v. 17.10.2012 – 4 C 5.11, BVerwGE 144. 341 = NVwZ 
2013, 805

Allgemeines
Die Privilegierungstatbestände des § 35 Abs. 1 BauGB gehen 
von folgenden Grundsätzen aus, die den jeweiligen Intentio-
nen der Gesetzgebung zu Grunde liegen:

>> Die bauliche Entwicklung soll sich auf der Grundlage von 
Bebauungsplänen (ggf. auch des § 34 BauGB - im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile) vollziehen. Es gilt, den Au-
ßenbereich zu schützen, d.h. insbesondere ist Zersied-
lung zu vermeiden.

>> Bestimmte, in § 35 Abs. 1 BauGB bezeichnete Vorhaben 
im Außenbereich sind „privilegiert“. Dadurch erhalten 
die Grundstücke im Außenbereich jedoch keine Bau-
landqualität, wie dies in Gebieten mit Bebauungsplänen 
(§ 30 BauGB) oder in den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen (§ 34 BauGB) der Fall ist. Die Privilegierungs-
tatbestände gehen jeweils von einem bestimmten Bezug 
der Vorhaben zum Außenbereich aus. Sie sind abschlie-
ßend durch einen Katalog der Privilegierungstatbestände 
geregelt.

>> Die bauliche Inanspruchnahme des Außenbereichs durch 
privilegiert zulässige Vorhaben soll durch bestimmte Re-
gelungen begrenzt, gesteuert oder ausgeglichen werden: 

>> Für die nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB privilegierten 
Vorhaben besteht nach Aufgabe ihrer Nutzung eine 
Rückbauverpflichtung (§ 35 Abs. 5 BauGB), d. h. der Au-
ßenbereich wird später wieder frei von Bebauung und 
Bodenversiegelung.

>> Die Gemeinden haben Möglichkeiten zur Steuerung der 
Standorte bzw. Vorhaben, und zwar insbesondere durch 
das Aufstellen von Flächennutzungsplänen (i. S. d. § 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB zur Konzentration der privilegierten 
Zulässigkeit von Vorhaben auf bestimmte Standorte im 
Außenbereich) oder durch Bebauungspläne, mit denen 
nach den allgemeinen Vorschriften des BauGB Vorhaben 
i. S. d. § 30 BauGB abgesichert werden und der Außenbe-
reich von Bebauung freigehalten wird (durch Festset-
zungen nach § 9 Abs. 1, z. B. Nr. 10 BauGB).
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chen Betriebe (daher große Anzahl nicht mehr genutzter 
Gebäude) und die Entstehung neuer großer Betriebe und 
neuer Bewirtschaftungsformen (verbunden mit neuen/zu-
sätzlichen Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen). 
Dabei haben die Beschränkungen und Grenzen, die sich aus 
den genannten Grundsätzen und der Rechtsprechung er-
geben und die der Gesetzgebung zu § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
zu Grunde liegen, auch aktuell Bedeutung:

>> Die Flächen müssen Bestandteile des betreffenden land-
wirtschaftlichen Betriebs sein (dem Betrieb zugeordnet 
sein), dessen Vorhaben zu beurteilen ist – die Flächen 
können z. B. grundsätzlich nicht mehreren Betrieben zu-
geordnet sein.

>> Dies gilt für Eigen- und Pachtland; insbesondere muss 
die erforderliche Nachhaltigkeit der Zuordnung zum 
landwirtschaftlichen Betrieb gewährleistet sein.

>> Entfernt liegendes Eigen- und Pachtland wird nicht be-
rücksichtigt. 

>> Diese Merkmale haben auch Bedeutung für landwirt-
schaftliche Tierhaltungsanlagen. 

Für die im Rahmen des Strukturwandels erfolgende Aufga-
be landwirtschaftlicher Betriebe und ihrer Gebäude enthal-
ten die Vorschriften des § 35 Abs. 4 BauGB über die „be-
günstigten Vorhaben“ weitreichende Möglichkeiten zur 
bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Anschlussnutzun-
gen (insbesondere Nutzungsänderungen).

Es ist auf die Regelungsüberlegungen des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit hinzuweisen2: Beschränkung der privilegierten 
Zulässigkeit von landwirtschaftlichen Tierhaltungsanlagen 
im Sinne der Nr. 1 wie in Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
(zu Vorhaben nach Nr. 4 siehe unten).

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Zweck dieses seit 1998 geltenden Privilegierungstatbestan-
des ist die planungsrechtliche Absicherung von Vorhaben, 
die einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dienen, 
auch wenn sie anders als Vorhaben nach Nr. 1 einen unter-
geordneten Teil der Betriebsfläche ausmachen. Der Zweck 
der Regelung ist durch die Rechtsprechung in wesentlichen 
Punkten bestätigt worden.

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
Die grundsätzlich privilegierte Zulässigkeit von gewerbli-
chen Tierhaltungsanlagen wird ermöglicht und zugleich be-
grenzt durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts3 zu dem allgemein gehaltenen und restriktiv zu 
handhabenden Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 

2	 aus dem Jahr 2016; www.bmub.bund.de (BMUB – Pressedienst)

3	 BVerwG Beschl. v. 27.6.1983 – 4 B 206.82, NVwZ 1984, 169 = RdL 
1983, 234

Nr. 4 BauGB, in bestimmter Weise bestätigt durch die Er-
gänzung des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB in 2013.

Die Fassung der Nr. 4 seit 2013 bedeutet, dass die pri-
vilegierte Zulässigkeit von gewerblichen Tierhaltungsanla-
gen nach ihrer Größe auf solche Anlagen beschränkt ist, die 
nach dem UVPG nicht UVP-pflichtig oder UVP-vorprü-
fungspflichtig sind, also keine bestimmten Auswirkungen 
auf die Umwelt haben. Von der Beschränkung ausgenom-
men ist die Nutzungsänderung von landwirtschaftlichen 
Tierhaltungsanlagen (Nr. 1) in gewerbliche Tierhaltungs-
anlagen, etwa durch Wegfall der erforderlichen Pachtflä-
chen aus dem Betrieb. Der Zweck dieser Regelung hat seit 
2013 in der Genehmigungspraxis weitreichende Bedeu-
tung. Wesentliche Merkmale des Privilegierungstatbe-
stands hat die Rechtsprechung bestätigt: Für größere ge-
werbliche Tierhaltungsanlagen bedarf es der Aufstellung 
eines Bebauungsplans, insbesondere mit der Festsetzung 
von Sondergebieten, ggf. auch von Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplänen. Ein Steuerungsbedarf durch Bauleitplanung 
bleibt insoweit, als auch die weiterhin privilegierten ge-
werblichen Tierhaltungsanlagen – ggf. zusammen mit den 
landwirtschaftlichen Tierhaltungsanlagen – Auswirkungen 
auf die städtebauliche Entwicklung haben können (s. oben 
zu 1.).

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB
Zweck dieses seit 2004 geltenden Privilegierungstatbestan-
des ist die eigenständige planungsrechtliche Absicherung 
von Biomasseanlagen (Anlagen zur Nutzung von Biomas-
se). Dieser im Jahr 2004 eingeführte Privilegierungstatbe-
stand beinhaltet auch Begrenzungen der Leistung. Diese 
wurden in 2011 und 1013 angepasst (erhöht). Der Zweck 
der Regelung ist durch die Rechtsprechung in wesentlichen 
Punkten bestätigt worden. Dies gilt auch für den Fortfall 
des Privilegierungstatbestands bei Wechsel des Inhabers, 
der nicht (mehr) die Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB (energetische Nutzung von Biomasse im Rahmen 
eines Betriebs nach § 35 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 – gewerbliche 
Tierhaltungsanlagen – BauGB) erfüllt. Entsprechend wur-
den Biomasseanlagen in großer Zahl nach Nr. 6 zugelassen.

Weitere Vorhaben im Außenbereich

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB
Zweck dieses seit 1960 geltenden Privilegierungstatbestan-
des ist die planungsrechtliche Absicherung von (ortsge-
bundenen) Anlagen, die der öffentlichen Versorgung / Ent-
sorgung dienen, und ortsgebundenen gewerblichen 
Betrieben. Dem Erfordernis der Ortsgebundenheit im Au-
ßenbereich kommt eine einschränkende Bedeutung zu. 
Das Bundesverwaltungsgericht4 hat dieses Erfordernis für 
Mobilfunkanlagen eigenständig formuliert (Raum- und Ge-
bietsgebundenheit, Standorte im Innenbereich nicht zu-
mutbar).

4	 BVerwG Urt. v. 20.6.2013 – 4 C 1.12, BVerwGE 147, 37 = NVwZ 2013, 
1288 
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Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
Zweck dieses seit 1960 geltenden Privilegierungstatbestan-
des ist die planungsrechtliche Absicherung von Vorhaben, 
die in bestimmter Weise auf den Außenbereich angewiesen 
sind. Die vom Nutzungszweck her offene Formulierung ist 
durch die weiteren Anforderungen stark eingegrenzt5.

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
Zweck dieses 1996 eingeführten Privilegierungstatbe-
stands ist die planungsrechtliche Absicherung von Wind-
energieanlagen im Außenbereich, mit der zeitgleichen Ein-
führung der Steuerung durch Ziele der Raumordnung und 
Flächennutzungsplanung i. S. d. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB. 
Dieser Privilegierungstatbestand ist auf Grund der Länder-
öffnungsklausel in § 249 Abs. 3 BauGB (Geltung bis Ende 
2015) in Bayern durch Landesgesetzgebung räumlich ein-
geschränkt.

In der Praxis wurde die privilegierte Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen in erheblichem Umfang der Zulassung 
von Windenergieanlagen im Außenbereich zu Grunde ge-
legt. Die Steuerung i. S. d. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (Aus-
weisung für Windenergieanlagen an anderer Stelle durch 
Darstellungen im Flächennutzungsplan oder durch Ziele 
der Raumordnung) hat in Normenkontrollverfahren viel-
fach keinen Bestand gehabt. Wichtigster Grund hierfür ist, 
dass die Anforderungen an das vom Bundesverwaltungsge-
richt6 verlangte „Plankonzept für den Außenbereich“ in Be-
zug auf die Unterscheidung von „harten und weichen Tabu-
zonen“ nicht erfüllt werden.

5	S tänd. Rechtsprechung des BVerwG, z. B. BVerwG Urt. v. 16.6.1994 
– 4 C 20.93, BVerwGE 96, 95 = NVwZ 1995, 64. Zur Anwendung auf 
gewerbliche Tierhaltungsanlagen s. zu 2.

6   BVerwG Urt. v. 13.12.2012 – 4 CN 1.11, BVerwGE 145, 231 = NVwZ 
2013, 257

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB
Zweck dieses seit 1986 geltenden Privilegierungstatbe-
stands ist die planungsrechtliche Absicherung von Anlagen 
der Kernenergie im Außenbereich. Seit dem BauGB 2011 ist 
im Zusammenhang mit der „Energiewende“ die Errichtung 
neuer kerntechnischer Anlagen allerdings nicht mehr privi-
legiert. Der Privilegierungstatbestand der Nr. 7 hatte in der 
Praxis auch keine große Bedeutung.

Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB
Zweck dieses seit 2011 geltenden Privilegierungstatbe-
stands ist die planungsrechtliche Absicherung von Anlagen 
für die Nutzung solarer Strahlungsenergie auf Dach- und 
Außenwandflächen von Gebäuden im Außenbereich, nicht 
von Freiflächenanlagen. Voraussetzung ist das Vorhanden-
sein von Gebäuden (zulässiger Weise errichtet, zugelassen 
nach § 35 Abs. 1 oder Abs. 2 und 4 BauGB).

Rückbauverpflichtung
Zweck dieser seit 1997 bzw. 2004 geltenden Rückbauver-
pflichtung des § 35 Abs. 5 BauGB ist, dass Vorhaben nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB bei endgültiger Nutzungsaufga-
be wieder beseitigt werden – mit Rücksicht auf die oben un-
ter 1. dargelegten allgemeinen Grundsätze. Diese Rückbau-
verpflichtung des § 35 Abs. 5 BauGB entspricht der Praxis.
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